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In Sachen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8„ Senat des Bundeseozinlgerichts am

‘9„ Juni 1959 ohne mündliche Verhandlung gemäß

@@165, 153 Abs„ 1, 124 Abs. 2 see

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 4. mai 1956{aufge—

hoben„ Die Sache wird an dieses Gericht zur er“

neuten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.

V o.n R e c h t s w e g e n „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die am 2. Februar 1905 geborene Klägerin beantragte im Dezem—
ber 1950 die Gewährung.von Versorgung wegen einer Arthroeis

_deformans des rechten Hüftgelenks. Sie machte geltend, mit

4 1/2 Jahren sei bei ihr eiuaHüftgelenkeluxation durch fach—
ärztliche Behandlung behoben werden; etwa 1940 habe sie erst—
malig schmerzhafte Beschweräen durch dieses Leiden bemerkt,

die sich durch häufige stundenlange Aufenthalte im ungeheiz—
ten Luftschutzreum unä dadurch verursachte starke Erkältungen
verschlimmert hätten„ Gestützt auf eine Bescheinigung des
Facharztes für Orthopaaie Dr„ HuXXXXXXXXXXLV0m10. Juni 1951

und auf ein Versorgungezeugnis des Vertregsarztes Dr. WXXXXX

vom 1G. September 1951 lehnte das Versorgungsamt durch Be-

scheid vom 19. Februar 1952 auf Grund des (Berliner) Gesetzes
über die iereorgung von Kriegs— und Militärdienstbeechädigten

SOWi€ ihrer Hinterbliebenen vom 24. Juli 1950 (VOBl. für Groß

Berlin so 518) — KVG — und des Bundesvereorgungsgesetzee (BVG)

die Gewährung von Versorgung ab, weil es sich um die schick—

salsmäßige V€r5Chlimmerung einer angeborenen Entwicklungs—
störung des Hüftgalenke ohne ursäehlichen Zusammenhang mit

einer unmittelbaren Kriegseinwirkung handele. Der Einspruch
der Klägerin blieb nach.■e‘anziehung von Untersuchungebefunden

dee Dr. 11.e>ecxxxxxxxmom16. Mai 1947und 12. Januar 1949 so-
wie einer Stellungnahme des Dr. Sch5XXXXXXXXX vom 50. Juni

1953_erfolglos‚ weil die Arthrosis deformans ein angeborenes

Leiden sei und sich durch die von der Klägerin angegebenen
Umstände nicht verechlimmert habe„

Die Klägerin hat Klage erhoben und eine ärztliche Bescheinigung

des praktischen Arztes Dr. H.XXXXXXXv0m 2. Dezember 1953 vorge—
legt. Das Sozialgericht hat von dem Facharzt für Orthopädie

Dr° HiXXXXXXXXXXXÜ&S Gutachten vom 4. Januar 1955 erstatten
lassen und hat dureh Urteil Vom 24. März 1955 unter Äufhebung
des Bescheides des ?érsorgungeumte den Beklagten verurteilt,
das Hüftgelenksleiden als Folge der Kriegseinwirkung als Ver—
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sorgungsleiden im Dinne der Verschlimmerung nnzuerkennen

und eine ■ente nach einer Minderung der Brwerbsfähigkeit

(MdEo) um BC voii° ab 1. Juli 1950 zu gewähren° Es hat un—
ter Berücksichtigung einer vom Beklagten beigcbrachtcn

Äußerung des Facherztes für Chirurgie Dr. F4XXXXXXXvom
22„ Januar 1955 ausgeführt, das Leiden der Klägerin sei
nach dem Gutachten des Fecharztes für Orthopädie Dr. H.KXXXX

XXXXXX durch den Aufenthalt im Luftschutzraum verschlimmert

worden° Der Klägerin stehe nach 5 5 Abs„ 1 Buchst. b BVG

eine Entschädigung zu° Die MdB. für die eingetretene Ver—

schlimmerung betrage nach ärztlichen Gutachten 30 V.H°

Der Beklagte hat Berufung eingelegt und ausgeführt, das

Leiden der Klägerin sei durch die Kriegsverhältnisse nicht

verschlimmert werden. Insoweit hat er sich auf eine Stellung—

nahme des Ober—Reg‚äed‚hats Dr. F.XXX vom 16. April 1955 be—

zogen° Durch Urteil vom 4. Mai 1956 hat das Landessczialge+

richt das angefochtene Urteil abgeändert, die Klage abge—

wiesen und die Revision zugelassen° Es hat festgestellt,

unmittelbare Einwirkungen von Kampfhandlungen auf die Ge—

sundheit der Klägerin, z.B. Verwundungen durch Bomben oder

Flakgeschoßsplitter, lägen nicht vor. Im übrigen hat es ge—
prüft, ob die Klägerin nach den Vorschriften des KVG und nach

@ 1 Abs. 2 Buchst. a in Verbindung mit 5 5 Abs. 1 BVG ihre

Ansprüche schlüssig geltend gemacht habe° Das Berufungsge—
richt hst diese Frage unter Hinweis auf das Urteil des

Bundessozislgerichts vom 15. November 1955 (abgedruckt BS‘.

2 8° 29 ff„) verneint, weil keine unmittelbare Linwirkung

von Kampfhandlungen oder von behördlichen Maßnahmen vorge—
legen habe° Zwei Badekuren in Teplitz seien keine behördlichen

Maßnahmen im °inne des 3 5 Abs° 1 Buchst. b BVG gewesen,
ebensowenig treffe dies auf die Aufenthalte bei ihrer Iutter

und bei Verwandten in Herrnstadt im Jahre 1940 und in Frau—

stadt in den Jahren 1942 und 1944 zu. Auch liege insoweit

keine Flucht vor einer aus kriegerischen Vorgängen unmittel—

bÜTJw drohenden Gefahr im Sinne des % 5 Abs. 1 Buchst. c BVG
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vor° Da das Vorbringen der Klägerin nicht schlüssig sei, brau—

che der ursächliche Zusammenhang des Leidens mit etwaigen Ein-

wirkungen durch.Kriegsereignisse nicht nechgeprüft zu werden.

Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Lendessozielgerichts

Berlin vom 4. ■ai 1956 die Berufung der Beklagten gegen
das Urteil des Sozialgerichte Berlin vom 24. März 1955

als unbegründet zurück2uweieen,

hilfsweise,

die Sache unter Aufhebung des Vorderen Urteils zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial—
gericht Berlin zurückzuverweisen.

Sie rügt mit näherer Begründung eine unrichtige Anwendung des
‘*rrvAbs° 1 Buchst‚ b vu.(1

1

U
]

Der Beklagte hat beantragt,

_die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil fir zutreffend.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt°

Die Revision ist gemäß @ 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsge—

eetzee (see) statthaft° Sie ist form— und fristgerecht einge—

legt und begründet werden. Beher ist sie zulässig,

Soweit die Prozeßvoreussetznngen für das Klage— und Berufungs—

verfehren von Amte wegen zu prüfen sind (BS*. 2 S. 225; 4 So

70 1727), hat das Landeseoßielgericht zu event entschieden, daß
ein wirksames Urteil erster Instanz vorliegt, das dem weiteren

Verfahren in der Berufungs— und auch in der Revisioneinstanz

als Grundlage dienen kann‚ Aus dem Urteil des Berufungsgerichts

ergibt sich, daß der Vorsitzende der Kammer dee Sozielgerichts

zunächst wirksam zum Richter bestellt werden ist. Jenn auch der
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Bestellung hängel engeheftet haben mögen, die zu der Abbe—

rufung des Kemmervorsitzenden geführt haben, so wird hier—

durch die Gültigkeit der Entscheidung, an denen der betref—

fende Richter mitgewirkt hat, nicht berührt (Vgi; BSG. 2 s.

202 ff. 15197)„ Die Urteile sind vielmehr gültig und wirksam.
Sie mögen im Einzelfall anfechtbar sein, jedenfalls liegt

eine Nichtigkeit der Entscheidungen nicht vor. infolgedessen

konnte das Landeseozialgericht in der Sache selbst entschei—

den und brauchte den Rechtsstreit nicht an des Sozialgericht

zurückzuverweisen° Ein von Amts wegen zu berücksichtigender

Verfahrensverstoß liegt somit nicht vor. Die vom Senat zu
treffende Entscheidung hängt daher von dem Ergebnis der mate—

riellen Nachprüfung des Berufungeurtcils ab.

Das Landessozialgericht hat die devisibn zugelassen, weil

es sich hinsichtlich der Frage, ob bestimmte Einwirkungen

als "unmittelbare" Kriegseinwirkung im Sinne des KVG wie'des

BVG anzusehen seien, um Rechtsfragen von grundsätzlicher Be—

deutung handele. Mithin bezieht sich die Zulassung auf Vor—

schriften aus beiden Gesetzen. Nach der Rechtsprechung des

Eundessozialge‘ichts (nee. s. 106 ff.) sind jedoch die
materiell—rechtlichen Vorschriften des KVG nicht revisibles

Recht im Sinne des @ 162 Abs. 2 SGG. Infolgedessen kann die
heVision nicht darauf gestützt werden, “33 die angefochtene

Lntscheidung auf der Nichtanwendung oder einer unrichtigen

Anwendung von Vorschriften des KVG beruhe° Daran ändert auch

die Zulassung der ■evlsion durch das Landessozialgericht
nichts. Denn es ist rechtlich unmöglich, daß eine gemäß

@ 162 Abs. 2 SGG im Revisionsverfahren nicht nachprüfbare

Rechtsnorm durch den Ausspruch der Zulassung revisibel wird

(So für den Fall der Unzulässigkeit der icvision gemäß 5 214

Abs. 5 sec: see„ 1 s, 104 ff. 17097, ceze. see 5 214 Da 3
ff° Nr. 8)° Daher ist die aevision hinsichtlich der Ansprüche

nach dem KVG nicht begründet (Heueisen in NJW. 1955 5. 1857;
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Peters—Sautter—■olff @ 162 see, Erläuterung 5). Hierdurch wird
aber des zugelassene Rechtsmittel, soweit es sich um die Sach—

prüfung der Anwendung der revisiblcn Vorschriften des BVG

handelt, nicht berührt. nenn die Klägerin hat zwei selbständige
Ansprüche geltend gemacht, und zwar den Axspruch nach dem KVG

und den nach dem BVG° Nach der Rechtsprechung des Buhdessozial—

gerichts ist es möglich, die Zulassung auf nur einen Anspruch

zu beschränken (BSG. 3 S. 155 ff.). Die Zulassung der Revision

ist somit hinsichtlich der begehrten Nachprüfung der Gesetzes—

anwendung aus den BVG wirksam. Das nach % 162 Abs. 1 Nr° 1 SGG
statthsfte und zulässige Rechtsmittel ist auch begründet„

Die Klägerin rügt zwar nur, daß 5 5 Abs. 7 Buchst. b BVG zu

_eng ausgelegt und damit unrichtig angewandt werden sei° Der

Senat ist aber nich auf diese Rüge beschränkt, sondern ist

zu einer Nachprüfung des angefochtenen Urteils im vollen Um—

fangs berechtigt und verpflichtet. Das Berufungsgericht hat

das Vorbringen der Klägerin darauf geprüft, ob es nach @ 1

Abs. 2 Buchst. e in Verb. mit 3 5 Abs. 1 suchet‚ e, b und c
BVG einen Anspruch auf Versorgung begrünäcn kann. Nach seinen

nicht angefochtenen, mithin gemäß 3 165 SGG das Revisionsge—

richt bindenden Feststellungen hat eine Schädigung der Kläge—

rin durch unmittelbare Einwirkungen von Kampfhandlungen, wie

z.B. Verwundungen durch Bomben oder Flakgeschoßsplitter nicht

vorgelegen, so daß das Landessozialgcricht im änschluß an die

in BSG„ 2 S. 29 ff. abgedruckte Entscheidung vom 15. November

1955 zutreffend den 9 5 Abs. 1 Buchst° & BVG als Anspruchs—

grundlege ausgeschlossen hat. Auch die weiteren, von der Revi—

sion nicht angegriffenen Ausführungen in angefochtenen Urteil

sind insoweit bedenkenfrei, als sie sich auf

die Strapazen bei den verschiedenen Verschickungen und
der Evakuierung der Klägerin, auf die Belastungen mit
schwerem Gepäck, langem Stehen bei den langen Fahrten in
überfÜllten Zügen, langem warten auf den Bahnhöfen bei
windigem und schlechtem Netter,
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die ungünstigen ■ohnverhältnisse am Evakuierungsort
in Schlesien und

die Unmöglichkeit, während der Kriegs- und Nachkriegs—
jahre die ärztlichen Heilverordnungen planmäßig und de—
mit erfolgreich durchzuführen

.
beziehen und als das Urteil des Landessozielge1ichts eine An-

wendbarkeit der Vorschriften des 5 5 Abs. 1 Buchst. b und 0
BVG auf diese Vorgänge verneint°

Demgegenüber ist die Auffassung des öerufungsgerichts, daß

die Erkältungen infolge des Aufenthaltes im feuchten und
unzulänglichen Luftschutzraum des Hauses während der Flie—
gerelarme und

die Belastungen durch d s Verbringen der beiden Kinder
und des notwendigen Luftsohutz;epäcks von der im l° Stock
gelegenen Wohnung über den Hof in den unter dem Hinter—
haus befindlichen Luftschutzraum

als Anspruchsgrundlagen nach £ 5 Abs. 1 Buchst" b BVG nicht

in Betracht kämen, nicht frei von Rechtsifrtum. Das angefoch—

tene Urteil hat die durch Mitnahme von sogenanntem Luftschutz—

gepäck und durch den feuchten Luftschutzraum verursachten

Einwirkungen deshalb nicht als unmittelbare Auswirkungen der

behördlichen Maßnahmen des Fliegeralarms angesehen, weil

der Begriff "Fliegerelerm" eng auszulegen sei und nicht Zu—

stände erfasse, denen alle Bevölkerungsteile für längere

Zeit ausgesetzt waren° Zwar hat das frühere Bayerische Lan—

desversicherungsamt im Urteil vom 17„ Dezember 1951 (Amtsbl°

des Bayer„ Arbeit„— und Sozialministcriums 1952 Teil B S.

63 a„3„, 64) einen Anspruch wegen Schädigungen durch den

Aufenthalt im Luftschutzkeller mit der gleichen Begründung

abgelehnt° Nach dem o‚n„ Urteil des hundeseozialgerichts

vom 15. November 1955 (BSG. 2 S. 35) kann ein derartiger

allgemeiner Rechtssatz jedoch nicht den Vorschriften des

BVG oder dem Willen des Gesetzgebers entnommen werden. Viel—

mehr müssen die anspruchsvorsussetzungen für jeden Einzel—

fall geprüft werden„
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Der Senat hatte daher von @ 1 Abs° 2 Buchst. 3 BVG auszugehen,
wonach einer Schädigung im Sinne des Abs" 1 Schädigungen gleich

stehen, die durch unmittelbare Kriegseinwirkungen herbeigeführt

sind„ Da für den hier zu entscheidenden Rechtsstreit Einwirkun—

gen gemäß @ 5 Abs„ 1 Buchst. a und 0 BVG entfallen, kommen

lediglich unmittelbare Kriegseinwirkungen gemäß 5 5 Abs° 1

Buchst° b in Betrachto Nach dieser Vorschrift gelten als un—
mittelbare Kriegseinwirkungen, wenn sie im Zusammenhang mit

einem der beiden Weltkriege stehen, behördliche Maßnahmen in

unmittelbarem Zusammenhang mit Kampfhandlungen oder ihrer Vor—

bereitung mit Ausnahme der allgemeinen Verdunklungsmaßnahmen.

Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 20. März 1956

(BSG. 2 S. 265 ff°) bereits entschieden, daß das Auslösen des
Fliegeralarms durch das Ertönen der Sirene eine behördliche

Maßnahme in unmittelbarem Zusammenhang mit Kampfhandlungen

darstellt° Die Klägerin ist — im Gegensatz zu diesem früheren

Rechtsstreit — durch das Ertönen der Sirene nicht zu Schaden

gekommen° Sie hat dadurch keinen Schock und auch keine Ver—

letzung erlitten° Es liegt also keine unmittelbare Einwirkung

durch das Auslösen des Fliegerelarms vor. Vielmehr stützt sie

ihren Anspruch auf Schädigungtatbestände‚ die nach dem Ver—

stummen der Sirenen liegen. Der Senat hatte daher die in sei—

ner früheren Entscheidung nicht behandelte Frage zu prüfen,

ob und welche behördlichen Maßnahmen im Sinne des 5 5 Abs° 1
Buchst. b BVG neben der Abgabe des Alarmzeichens bei einem

Fliegerelarm vorgéßgen haben. Unter den gesetzlichen Begriff

einer behördlichen Maßnahme fällt allgemein ein hoheitliches

Handeln der Behörde in Ausübung der öffentlichen Gewalt, ohne

daß stets die Merkmale eines im verwaltungsgerichtlichen Ver—

fahren; enfechtbaren Verwaltungsakts vorzuliegen brauchten°

Bei einem Fliegeralarm, der nach 5 2 der 10. Durchführungs—

verordnung (DVG) zum Luftschutzgeeetz vom 1. September 1939
(RGBl. l 8. 1570) durch Großalarmanlegen (Heultcn) ausgelöst

wurde, ist die Sirenenwarnung die von der Luftschutzpolizei
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ausgehende Aufforderung an die Bevölkerung gewesen, wegen
eines

zu erwartenden oder kurz bevorstehxüen Fliegeran»

griffs sich luftschutzmäßig zu verhalten. Über das luft—
schutznäßige Verhalten bei Fliegeralsrm, — soweit es für

den hier zu entscheidenden Rechtsstreit in Betracht kommt -
schrieb % 2 der 10. DVG zum Luftschutzgesetz u„a. vor, daß

Personen, die sich in Wohnungen befanden, sich sofort in

die Vorhandenen Luftschutzräume zu begeben hatten. Nach

@ 3 der 10° DVO wurde der Fliegeralarm für die Bevölkerung-

durch die Entwarnung aufgehobeno Nach der Entwarnung waren

gemäß @ 3 Abs. 2 Nr. 1 a.a„0° der Luftschutzraum auf An—

ordnung ..‚ zu verlassen° Wenn auch das Aufsuchen eines

Luftschutzkellers nicht erzwingbar war (5 10 Abs. 4 der 10.

DVD vom 7„9‚1939), war es doch zum luftschutzmäßigen Ver—

halten ebenso zu rechnen wie der Aufenthalt im Luftschutz—

raum und auch das Verlassen des Raumes bei der Entwarnung°

Aber nicht nur dieses gesetzlich vorgeschriebene Handeln

zur Sicherung des Lebens gehörte zu dem mit der Sirenen—

warnung von den Behörden geforderten luftschutzmäßigen

Verhalten der Bevölkerung; darunter fielen auch nach Aus—

lösung des Fliegeralarms Maßnahmen der Betroffenen zur Vor—

bereitung für den Fall, daß durch die später folgenden tat-

sächlichen Kampfhandlungen die Wohnung mit der in ihr be—

findlichen Habe zerstört würde° Hierzu zählt u.a° die Mit—

nahme der notwendigen Kleidungs— und Käschestücke, der Aus—

weis— und sonstigen wichtigen Papiere, von Decken (die ja

schon im Luftschutzreum benötigt wurden) und auch eines ge—
wissen Proviants° Hinsichtlich des Umfanges des Gepäcks

muß berücksichtigt werden, daß alle diese Dinge damals be—

wirtschaftet und den Totalfliegergeschädigten nur in sehr
begrenztem Umfang zur Neuanschaffung zugänglich waren und

de

Mitnahme dieser für den täglichen Lebensbedsrf notwendigen

„_3 die zuständigen staatlichen Verwaltungsstellen die

Gegenstände häufig empfohlen hatten„ Insoweit lagen Hend—
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lungen der betroffenen Bevölkerung vor, die von vornherein

behördlich gewollt waren und durch das Alarmzeichen herbei—

geführt werden sollten; mit ihnen wurde eine behördliche Auf—

forderung — ein hoheitliches Handeln der Behörde in Ausübung

der öffentlichen Gewalt — befolgt. Sie müssen daher als Aus—

wirkung einer behördlichen Maßnahme im Sinne des @ 5 Abs. 1
Buchst° b BVG angesehen werden° Infolgedessen stellen die durch

den Transport des notwendigen Gepäcks und durch den Aufent—

halt im Luftschutzraum unmittelbar herbeigeführten Einwirkungen

unmittelbare Kriegseinwirkungen im Sinne des 5 5 Abs. 1 Buchst.

b BVG der.

Entgegen dieser Rechtsauffussung hat das Landessozialgericht

die Anwendbarkeit des 5 5 Abs. 1 Buchst. b BVG unter Bezug—
nahme auf die Verwaltungsvorschrift Nr. 1 Abs. 2 zu 5 5 BVG

deshalb verneint, weil der Begriff Fliegeralarn eng auszulegen

sei und es daher an der unmittelbaren Einwirkung fehle. Hier—

zu hat der Senat in seinem bereite angeführten Urteil vom 20.

März 1956 (BSG. 2'S. 269) ausgeführt, daß das Gesetz keines—

wegs Einwirkungen, denen weite Bevölkerungskreise ausgesetzt

waren, als dohädigungstatbestand hat ausschließen wollen° Der

Hinweis auf die erwähnte Verwaltungsvorschrift, die nur eine

Anweisung an die Verwaltungsbehörde darstellt, greift nicht

durch. Denn Einwirkungen durch allgemeine Mangelzustände usw.
werden nicht etwa durch einen allgemein gültigen Rechtssatz

ausgeschlossen, sondern sind nur deshalb keine unmittelb ren

Kriegseinwirkungen, weil sie keine unmittelbaren binwirkungen

durch die in 5 5 Abs. 1 BVG aufgeführten Tatbestände darstel—

len° Nur solche "nicht unmittelbaren" Einwirkungen sollten

aber ausgeschlossen werden. Auch der Bezugnahme des Landes—

sozialgeriohts auf die enge Auslegung des Begriffs der un»

mittelbaren Kriegseinwirkung kann nicht gefolgt werden. Selbst

nach den Verwaltungsvorschriften soll die enge Auslegung nur

bei der Prüfung der Frage Platz greifen, ob ein Tatbestand
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die Annahme einer unmittelbaren Kriegeeinwirkung rechtfertigt.

Ist diese Frage aber entschieden, und das ist hinsichtlich

des Fliegeralarms mit der hier getroffenen Entscheidung des

Senats der Fall, dann ist für eine enge Auslegung kein Raum

mehr„ Das Landessczialgericht hat daher den Umfang des Be—

griffs des Fliegeralarms als eine behördliche Maßnahme im

Sinne des & 5 Abs" 1 Buchst° b BVG verkannt. Das Urteil be—
ruht darauf und war schon aus diesem Grunde aufzu’neben°

Die Klägerin hat neben den Einwirkungen durch die Beförderung

des Luftschutzgepäcks weiter geltend gemacht, daß sich ihr

beiden durch den Aufenthalt im ungeeigneten Luftschutzraum

verschlimmert habe. Wie bereits oben dargelegt, umfaßt die

behördliche Maßnahme des "Fliegeralarms" auch den Aufenthalt

im Luftschutzkeller sowie das Verlassen dieses Kellers. ln—

folgedessen können auch Schäden durch den Aufenthalt in dem

Luftschutzraum, in den sich die Klägerin zwangsläufig begeben

mußte, den Tatbestand des % 5 Abs, 1 Buchst. b BVG erfüllen

(so auch Sehönleiter, Bundesversorgungsgesetz, @5 Nr. 12;
Thannheiser»■ende—Zech, Teil I 5 5 So 62 bei Abs. 1b)° Da

es sich offenbar um den Schutzraum in einem Berliner miete—

haus gehandelt hat, dürfte die Möglichkeit außer Betracht
bleiben; daß ein unzureichender Luftschutzkeller durch die

Geschädigte selbst mangelhaft hergerichtet werden ist. Damit

dürfte auch die Folgerung entfallen, daß etwaige schädigen—
de binwirkungen des Luftschutzraumes nicht mehr als unmittel—

bare Einwirkung des Fliegerslarms anzusehen sind° Das Landes—

soziulgericht hat daher auch insoweit @ 5 Abs. 1 Buchst° b

BVG nicht richtig angewandt, so daß das Urteil auch aus die—

sem Grunde aufzuheben war„

Das Berufungsgericht hat wegen seiner anderen Rechtsauffas—

sung zu diesen Fragen keine ? ststellung getroffen. Der Se—

nat konnte daher nicht in der Sache selbst entscheiden und

mußte den Rechtsstreit zur erneuten_Verhandlung und Entschei-

dung an das Landessozialgericht zurückverweiseno Erst wenn

das Berufungsgericht die hiernach noch erforderlichen tat—

sächlichen Feststellungen getroffen haben wird, wird esJLaw – Gesetze und Urteile
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weiter den ursächlichen Zusammenhang zwischen diesem Geschehen

und der vorgebrachten Verschlimmerung des Leidens durch die

Einholung ärztlicher Gutachten zu ermitteln haben.

Da die Voraussetzungen der @@165, 153 Abs. 1, 124 Abs„ 2 SGG
erfüllt waren, war daher ohne mündliche Verhandlung wie gesche»

hen zu erkennen„ Die h03tenent30heiäung bleibt dem Schlußurteil

vorbehalten. ‘
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